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Tätigkeit des Europäischen Bürgerbeauftragten: 
Jahresbericht 2022 

Im April 2023 legte der Europäische Bürgerbeauftragte dem Europäischen Parlament seinen Jahresbericht 2022 
vor. Die wichtigsten in dem Bericht angesprochenen Fragen betreffen ethische Fragen, Transparenz und 
Rechenschaftspflicht. Der Bericht bietet auch einen Überblick über die Bearbeitung von Beschwerden und 
Untersuchungen sowie eine Bewertung der sonstigen Erfolge der Bürgerbeauftragten im Jahr 2022. Der 
Petitionsausschuss hat den Bericht erörtert und gebilligt; über den Bericht des Ausschusses soll auf der 
Plenartagung des Parlaments im Januar 2024 abgestimmt werden.  

Hintergrund 
Der vom Europäischen Parlament gewählte Europäische Bürgerbeauftragte (EB) ist befugt, Beschwerden 
von Unionsbürgern oder natürlichen oder juristischen Personen mit Wohnsitz oder satzungsmäßigem Sitz 
in einem Mitgliedstaat entgegenzunehmen. Diese Beschwerden betrafen mutmaßliche Missstände in der 
Tätigkeit der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Europäischen Union, mit Ausnahme des 
Gerichtshofs der Europäischen Union in Ausübung seiner Rechtsprechungsbefugnisse. Der EB muss diese 
Beschwerden prüfen und darüber Bericht erstatten. Gemäß Artikel 228 Absatz 1 Unterabsatz 3 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union legt der EB dem Europäischen Parlament jährlich einen 
Bericht über die Ergebnisse dieser Untersuchungen vor. 

Der Bericht im Überblick:  
Die wichtigsten Fragen, die bei den vom EB im Jahr 2022 abgeschlossenen Untersuchungen aufgeworfen 
wurden, betrafen Transparenz, Rechenschaftspflicht, Dienstleistungskultur und Achtung der Grundrechte. 
In dem Bericht werden verschiedene ethische Bedenken erörtert, wie z. B. die Praxis des „Drehtüreffekts“, 
die zu schwerwiegenden Interessenkonflikten und Reputationsrisiken führen kann, insbesondere wenn sie 
den Finanzsektor (und die Europäische Kommission oder die Europäische Zentralbank) betrifft. Ein weiteres 
ethisches Bedenken betrifft die Interaktion zwischen der EU-Verwaltung und Interessenvertretern, d. h. 
Lobbyisten. In dem Bericht werden die EU-Organe nachdrücklich aufgefordert, im Bereich der Transparenz, 
insbesondere in Bezug auf den Zugang zu Dokumenten und die Entscheidungsfindung, proaktiv tätig zu 
werden. Ferner wird auf die Untersuchung der Arbeit der Agentur der Europäischen Union für die Grenz- 
und Küstenwache (Frontex) und deren Einhaltung der Verpflichtungen im Bereich der Grundrechte 
hingewiesen. In dem Bericht wird auch erwähnt, dass der EB den Rechten von Menschen mit 
Behinderungen Aufmerksamkeit schenkt. Die übrigen Tätigkeiten des EB werden ebenfalls vorgestellt. 
Dazu gehört die Veröffentlichung praktischer Empfehlungen zu technologischen Lösungen (z. B. zur 
Bewahrung arbeitsbezogener Texte und Sofortnachrichten). 
Der EB leitete im Jahr 2024 348 Untersuchungen ein – davon 344 auf der Grundlage von Beschwerden und 
vier aus eigener Initiative – und 330 Untersuchungen abschloss (325 Untersuchungen auf der Grundlage 
von Beschwerden und fünf Untersuchungen aus eigener Initiative). Bei den im Jahr 2022 abgeschlossenen 
Untersuchungen wurde in 37 % der Fälle kein Missstand in der Verwaltungstätigkeit festgestellt, in 46,1 % 
der Fälle haben sich die Einrichtung und der Beschwerdeführer geeinigt, in 12,7 % der Fälle waren keine 
weiteren Untersuchungen gerechtfertigt und in 4,5 % der Fälle wurde ein Missstand in der 
Verwaltungstätigkeit festgestellt; Der größte Anteil der Petitionen betraf die Arbeit der Kommission 
(57,1 %). Die vom EB im Jahr 2022 abgeschlossenen Untersuchungen dauerten durchschnittlich weniger 
als sechs Monate. Diese Zahlen sind mit den Statistiken im Bericht für das Jahr 2021 des EB vergleichbar. 

Standpunkt des Europäischen Parlaments 
Der Bürgerbeauftragte stellte seinen Bericht für das Jahr 2022 am 27. Juni 2023 dem Petitionsausschuss 
(PETI) vor. Der Ausschuss prüfte den Bericht und erarbeitete seinen Standpunkt (im Folgenden „PETI-
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Bericht“). Berichterstatter war Peter Jahr (EPP, Deutschland). Der Ausschuss nahm seinen Bericht am 
29. November 2023 einstimmig an. Das Parlament wird voraussichtlich im Rahmen der Plenartagung im 
Januar 2024 über den PETI-Bericht abstimmen. 
Initiativbericht: 2023/2120(INI); federführender Ausschuss: PETI; Berichterstatter: Peter Jahr (EPP, Deutschland) 
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